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Nach dem Gesetzentwurf soll § 36 Abs. 3 LPlG NRW aufgehoben werden. Im Ergebnis 

befürworten wir die Aufhebung der Vorschrift, da kein Regelungsbedarf besteht. Hinsichtlich 

erster Bedenken zu diesem Gesetzesentwurf verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 

25.4.20241 zur Änderung des Entwurfs zum Vierten Gesetz zur Änderung des 

Landesplanungsgesetzes. 

 

 

I. Hintergrund 

Nach § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG können die Bezirksregierungen die Genehmigungsbehörde im 

Einzelfall anweisen, die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Windenergievorhabens 

i.S.d. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB auszusetzen, wenn sich ein Raumordnungsplan in Aufstellung 

befindet, um den Flächenbeitragswert im Sinne des § 3 Abs. 1 

Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) oder ein daraus abgeleitetes Teilflächenziel zu 

erreichen, und zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das Vorhaben 

unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. § 36 Abs. 3 LPlG NRW wurde durch das 

Vierte Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 

28.5.2024 (GV.NRW 2024 Nr. 15, S. 313) eingefügt und sollte eine Sicherung der 

gegenwärtig zur Erfüllung der WindBG-Flächenziele betriebenen regionalen 

Windenergieplanungen ermöglichen. Der Landesgesetzgeber wollte die in § 245e Abs. 2 und 

                                                 
1 Stellungnahme zum Änderungsantrag v. 16.4.2024 (LT-Drs. 18/8882), S. 4. 
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§ 15 Abs. 3 BauGB formulierten Anforderungen an die Plansicherung „wertungsgemäß“ auf 

das Landesplanungsrecht übertragen. Die Vorschrift wurde auf die Befugnis zur 

Abweichungsgesetzgebung im Bereich der Raumordnung nach Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 

GG gestützt.2  

Anlass für die mit dem Gesetzentwurf beabsichtigte Aufhebung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW 

ist der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 

26.9.2024. Im Rahmen des Eilrechtsschutzes gegen einen in Anwendung des § 36 Abs. 3 Satz 

1 LPlG NRW erlassenen Aussetzungsbescheid, dem bereits stattzugeben war, weil das von 

jener Vorschrift eingeräumte Ermessen („können“) vonseiten der handelnden 

Bezirksregierung offensichtlich unzureichend ausgeübt worden war,3 hat das 

Oberverwaltungsgericht auch grundsätzliche Bedenken gegen § 36 Abs. 3 LPlG NRW, u.a. 

gegen die Verfassungskonformität der Vorschrift, erhoben. Insbesondere setze sich die 

Vorschrift i.S.d. Art. 31 GG in Widerspruch zum Bundesrecht, da dieses in § 10 Abs. 6a 

BImSchG Bearbeitungs- und Entscheidungsfristen vorsehe, während den Ländern durch § 73 

BImSchG – auf der Grundlage des Art. 84 Abs. 1 Satz 5 GG – eine Abweichung von den 

BImSchG-Bestimmungen untersagt ist. § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW stelle eine 

Verfahrensvorschrift in diesem Sinne dar, weil die befristete Aussetzung des 

Genehmigungsverfahrens zwangsläufig das bundesrechtliche Entscheidungsprogramm außer 

Kraft setze.4 Überdies hat das Oberverwaltungsgericht grundsätzlich bezweifelt, ob die in § 

36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW aufgestellten Voraussetzungen für eine Anweisung der 

Genehmigungsbehörde zur Aussetzung des Zulassungsverfahrens überhaupt erfüllt werden 

könnten, denn eine außergebietliche Zulassung von Windenergieanlagen könne, wenn 

überhaupt, allenfalls in Sonderfällen die Durchführung der neuen Windenergieplanungen 

unmöglich machen oder wesentlich erschweren.5 Dem Oberverwaltungsgericht zufolge ist 

also in aller Regel das für den Einsatz des Plansicherungsinstruments zu fordernde 

Sicherungsbedürfnis nicht begründbar. Erst recht könne die Zulassung einer Einzelanlage 

kaum die von § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW geforderte „wesentliche“ Erschwerung der 

Plandurchführung bewirken, weil der regionalplanerischen Flächenausweisung ein 

großräumiges Konzept zugrunde liege.6 

Während wir die kompetenzrechtliche Bewertung des Oberverwaltungsgerichts nicht teilen, 

halten wir allerdings das von § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW vorausgesetzte 

Sicherungsbedürfnis ebenfalls für nicht begründbar. Da die Vorschrift aus unserer Sicht 

keinen praktischen Anwendungsbereich hat, befürworten wir die mit dem Gesetzentwurf 

beabsichtigte Streichung. 

 

                                                 
2 LT-Drs. 18/8882, S. 3. 

3 Vgl. hierzu OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24.AK, juris, Rn. 80 ff. Zudem kam der 

Antragstellerin § 80c Abs. 4 VwGO i.V.m. § 2 EEG zugute. 

4 OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24.AK, juris, Rn. 10 ff., 20 ff. 

5 OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24.AK, juris, Rn. 45 ff. 

6 OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24.AK, juris, Rn. 57 ff., 68 ff. 
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II. Gesetzgebungsbefugnis des Landes für § 36 Abs. 3 LPlG NRW 

Zunächst ist die Gesetzgebungsbefugnis des Landes für den Erlass des § 36 Abs. 3 LPlG 

NRW zu bejahen; der vom Oberverwaltungsgericht angenommene Konflikt zwischen § 36 

Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW und dem BImSchG-Verfahrensrecht besteht nicht.7 

Es erscheint bereits zweifelhaft, ob die verfahrensrechtliche Konstruktion der 

Rechtswirkungen der Aussetzung nach § 36 Abs. 3 LPlG NRW (ebenso wie der befristeten 

Untersagung nach § 12 Abs. 2 ROG und der Zurückstellung von Baugesuchen nach § 15 Abs. 

1 Satz 1 BauGB) – im Unterschied zur Veränderungssperre nach § 14 BauGB als materielles 

Bauverbot8 – genügt, um das Plansicherungsinstrument als solches dem Verfahrensrecht 

zuzuordnen, dürften doch die verschiedenen Genehmigungsverfahren unter einem 

allgemeinen Vorbehalt der Plansicherungsinstrumente (unabhängig von deren rechtlicher 

Konstruktion) stehen.9 Selbst wenn man die Zurückstellung bzw. Aussetzung dem 

Verfahrensrecht zuordnete, handelt es sich doch nicht um Verfahrensrecht i.S.d. BImSchG, 

zumal die Konzentrationswirkung nach § 13 BImSchG, die den „Exklusivitätsanspruch des 

Immissionsschutzrechts“ umreißt,10 sich nicht auf die Plansicherungsinstrumente – auch nicht 

auf die verfahrensbezogen konstruierten – erstreckt. Andernfalls hätte man bislang die 

Zurückstellungsermächtigung des § 15 Abs. 3 BauGB nicht auf die 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung von Windenergieanlagen anwenden dürfen, was 

namentlich das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen aber zu Recht 

getan hat.11 

Die Aussetzungsermächtigung des § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW gerät auch – im 

Unterschied zu den sog. Windkraftmoratorien, die 2015 bzw. 2019 in Schleswig-Holstein und 

Brandenburg in die Landesplanungsgesetze aufgenommen wurden, um die Neuaufstellung 

regionaler Windenergiekonzentrationsplanungen zu schützen12 – nicht in Konflikt mit der 

                                                 
7 Ausführlich zum Folgenden Kümper, Neues Windenergieplanungsrecht und Plansicherung – Konflikte 

zwischen Bundesrecht und Landesplanungsrecht, NVwZ – im Erscheinen. 

8 Zur systematischen Gegenüberstellung der verschiedenen Plansicherungsinstrumente und deren rechtlicher 

Konstruktion Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand: 154. Lfg. April 2024, § 14 Rn. 1 

und § 15 Rn. 1, 5; Kümper, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, 5. Aufl. 2024, § 10 Rn. 7 ff.  

9 Insoweit zutreffend zum sog. Windkraftmoratorium des § 18a Abs. 1 Satz 2 LPlG SH OVG SH, Urt. v. 

26.2.2020 – 5 LB 6/19, NordÖR 2020, 305 (306). 

10 Zu Letzterem aus neuerer Zeit BVerwG, Urt. v. 19.12.2023 – 7 C 4.22, BVerwGE 177, 13 Rn. 34, 37. 

11 Siehe etwa OVG NRW, Beschl. v. 18.12.2014 – 8 B 646/14, juris, Rn. 4 ff.; OVG NRW, Urt. v. 17.12.2020 – 

8 B 1317/20, NVwZ-RR 2021, 289 Rn. 14; ausführlich und überzeugend Thomann, Konzentrationsflächen für 

Windenergieanlagen in Flächennutzungsplänen, 2016, S. 494 ff. 

12 § 18a Abs. 1 Satz 2 LPlG SH eingefügt durch das Windenergieplanungssicherstellungsgesetz (WESPG) vom 

22.5.2015, GVOBl. SH 2015, S. 132; hierzu sowie zu den weiteren Bestimmungen des Gesetzes Zachow, Wind-

energieplanungssicherstellungsgesetz. Eine Untersuchung der Verfassungsmäßigkeit der §§ 18 Abs. 2 und 18a 

LaPlaG unter besonderer Berücksichtigung der raumordnungsrechtlichen Regelungskompetenz der Länder, 

2018, S. 7 ff.; Kindler, Zur Steuerungskraft der Raumordnungsplanung. Am Beispiel akzeptanzrelevanter 

Konflikte der Windenergieplanung, 2016, S. 170 ff. § 2c RegBkPlG Bbg., eingefügt durch das Erste Gesetz zur 

Änderung des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung vom 30.4.2019, 

GVBl. Bbg. 2019 I Nr. 11. 
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konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnis für das Bodenrecht nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG,13 

von welcher der Bund mit den Vorschriften des BauGB abschließend Gebrauch gemacht und 

damit den Ländern keinen Raum mehr für ergänzendes Landesrecht belassen hat (vgl. Art. 72 

Abs. 1 GG).14 Denn im Unterschied zu diesen Moratorien verbietet § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG 

NRW die Zulassung von Windenergieanlagen nicht pauschal im gesamten Landesgebiet und 

zielt nicht auf eine abstrakt-generelle Außerkraftsetzung der in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

getroffenen Entscheidung des Bundesgesetzgebers, sondern soll „im Einzelfall“ einem 

konkreten Bedürfnis zur Sicherung der Raumordnungsplanung Rechnung tragen. Damit lässt 

sich § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW kompetenzrechtlich der Raumordnung i.S.d. Art. 74 Abs. 

1 Nr. 31 bzw. Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG zuordnen.15 

 

III. Kein „Mehrwert“ des § 36 Abs. 3 LPlG NRW gegenüber § 12 Abs. 2 ROG 

Gerade die Ausrichtung des § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW auf den „Einzelfall“ spricht aber 

unter dem nach Inkrafttreten des „Wind-an-Land-Gesetzes“ vom 20.7.2022 geltenden Wind-

energieplanungsrecht dagegen, dass sich das von § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW 

vorausgesetzte konkrete Sicherungsbedürfnis überhaupt begründen lässt. Insoweit hat zu 

Recht auch das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen grundsätzlich 

bezweifelt, ob die Durchführung der neuen Windenergieplanungen durch eine 

außergebietliche Zulassung von Anlagen überhaupt unmöglich gemacht oder wesentlich 

erschwert werden könne, und dies allenfalls in Sonderfällen für möglich gehalten.16 

§ 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW weicht mit Blick auf die Gefährdung der Planung zwar 

insoweit von § 12 Abs. 2 Satz 1 ROG ab, als die landesrechtliche Vorschrift nicht auf „Ziele 

der Raumordnung“ abhebt, sondern an eine Planung zur Erreichung des WindBG-

Flächenbeitragswertes oder eines daraus abgeleiteten Teilflächenziels anknüpft. Hieraus 

ergibt sich aber keine Absenkung der Anforderungen an das Sicherungsbedürfnis: 

 Zunächst erfolgen diese Planungen nach § 2 Nr. 1 lit a WindBG i.V.m. § 7 Abs. 3 Satz 

2 Nr. 1 ROG durch Vorranggebiete, die lediglich auf den innergebietlichen 

Ausschluss konkurrierender Nutzungsinteressen gerichtet sind und dementsprechend 

einen Einsatz von Plansicherungsinstrumenten nur zum Schutze dieses Anliegens 

                                                 
13 Die landesgesetzlichen Moratorien wurden von der Verwaltungsgerichtsbarkeit zwar unter Hinweis auf Art. 72 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG für kompetenzgemäß befunden: VG Schleswig, Beschl. v. 10.9.2015 – 6a 190/13, 

NVwZ-RR 2016, 212 (212); OVG SH, Urt. v. 29.3.2017 – 1 LB 2/15, ZNER 2017, 406 (407); OVG SH, Urt. v. 

26.2.2020 – 5 LB 6/19, NordÖR 2020, 305 (306); OVG Bln.-Bbg., Urt. v. 29.1.2020 – 11 B 5.18, juris, Rn. 33 f. 

Diese Entscheidungen ergingen jedoch vor derjenigen des Bundesverfassungsgerichts zum pauschalen Verbot 

der Windenergienutzung im Wald durch § 10 Abs. 1 Satz 2 ThürWaldG (BVerfG, Beschl. v. 27.9.2022 – 1 BvR 

2661/21, BVerfGE 163, 1), das eine kompetenzrechtliche Neubewertung der Moratorien erfordert; hierzu näher 

Kümper, Windenergie im Walde – Befugnisse von Bund und Ländern zur Regelung der Bodennutzung, JZ 2023, 

612 (617). 

14 Zum abschließenden Charakter des im BauGB geregelten Bundes-Bodenrechts BVerfG, Beschl. v. 27.9.2022 

– 1 BvR 2661/21, BVerfGE 163, 1 Rn. 48 ff. 

15 Vgl. zum Ganzen auch Kümper, Neues Windenergieplanungsrecht und Plansicherung – Konflikte zwischen 

Bundesrecht und Landesplanungsrecht, NVwZ – im Erscheinen. 

16 OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24.AK, juris, Rn. 45 ff. 
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erlauben, was noch im Einzelnen dargelegt werden soll (unten, IV.). Die nach § 2 Nr. 

1 lit. b WindBG übergangsweise als Windenergiegebiete in Betracht kommenden und 

auf die Flächenziele anrechenbaren Eignungsgebiete (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 

ROG 2017) und Vorbehaltsgebiete (§ 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ROG) kommen für eine 

Plansicherung bereits nicht mehr in Betracht, da die betreffenden 

Raumordnungsplanverfahren nach § 2 Nr. 1 lit. b WindBG bis zum 1.2.2024 

abgeschlossen sein mussten. 

 Überdies erschöpfen sich die besonderen Rechtswirkungen, welche den Gebietsaus-

weisungen zur Erreichung der Flächenziele nach dem neuen 

Windenergieplanungsrecht zukommen, in innergebietlichen Begünstigungen der 

Windenergie, so dass auch sie nicht als Anknüpfungspunkt für die Unterbindung einer 

außergebietlichen Zulassung von Windenergieanlagen dienen können. So entfällt 

namentlich nach § 249 Abs. 5 Satz 2 BauGB innerhalb der Gebiete, die in Anwendung 

des § 249 Abs. 5 Satz 1 BauGB in Absehung von einer Bindung an Ziele der 

Raumordnung ausgewiesen werden durften und wurden, die Zielbindung auch im 

Zulassungsverfahren. Einen Ansatzpunkt für ein Sicherungsinteresse bezüglich einer 

außergebietlichen Unterbindung von Windenergieanlagen bietet das neue 

Windenergieplanungsrecht aber nicht. 

 Damit schafft § 36 Abs. 3 LPlG NRW gegenüber § 12 Abs. 2 ROG keine erweiterten 

Plansicherungsoptionen, weshalb der vorliegende Gesetzentwurf zu Recht die 

Streichung jener Vorschrift beabsichtigt: Wenn ein Windenergie-Vorranggebiet gegen 

die außergebietliche Zulassung von Windenergieanlagen gesichert werden könnte, 

wäre dies bereits auf der bundesrechtlichen Grundlage des § 12 Abs. 2 Satz 1 ROG 

möglich. 

 

IV. Keine außergebietliche Sicherungsfähigkeit von Windenergie-Vorranggebieten 

1. Vorranggebiete als Windenergiegebiete i.S.d. § 2 Nr. 1 lit. a WindBG 

Das Vorranggebiet ist nach der Legaldefinition des § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ROG dadurch ge-

kennzeichnet, dass in ihm andere raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen 

ausgeschlossen sind, soweit sie mit der als vorrangig festlegten Funktion oder Nutzung (hier: 

Windenergie) nicht vereinbar sind. Das Vorranggebiet entfaltet also eine strikte 

innergebietliche Ausschlusswirkung, welche als „verbindliche Vorgabe“ i.S.d. § 3 Abs. 1 Nr. 

2 ROG die Zielqualität dieser Festlegung begründet.17 Es entfaltet eine Ausschlusswirkung 

jedoch nach jener Legaldefinition allein in innergebietlicher Hinsicht; eine außergebietliche 

Ausschlusswirkung kommt ihm nicht zu.18 Auch richtet sich seine (innergebietliche) 

                                                 
17 BVerwG, Urt. v. 13.3.2003 – 4 C 4.02, BVerwGE 118, 33 (38, 49); Grotefels, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, 

§ 7 Rn. 54; Dallhammer, in: Cholewa/Dyong/von der Heide/Arenz, Raumordnung in Bund und Ländern, Stand: 

Juni 2024, § 7 ROG 2017 Rn. 120. 

18 BVerwG, Beschl. v. 31.3.2011 – 4 BN 18.10, juris, Rn. 10; BVerwG, Urt. v. 6.4.2017 – 4 A 16.16, NVwZ-RR 

2017, 768 Rn. 105; Dallhammer, in: Cholewa/Dyong/von der Heide/Arenz, Raumordnung in Bund und Ländern, 



 - 6 - 

Ausschlusswirkung allein gegen die mit der vorrangigen Funktion oder Nutzung 

konfligierenden Funktionen oder Nutzungen.19 Es zielt darauf, Flächen für bestimmte 

Funktionen oder Nutzungen zu sichern, nicht aber darauf, entsprechende Vorhaben räumlich 

zu konzentrieren.20 

Vor diesem Hintergrund stellt das Vorranggebiet auch die dem neuen Konzept der reinen 

„Positivplanung“21 für die Windenergienutzung entsprechende Festlegung dar.22 Dagegen 

kommen die in § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG genannten „Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung“ – 

nach § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG 2017 Vorranggebiete mit gleichzeitiger Wirkung eines 

Eignungsgebiets (sog. Kombinationsgebiete) –, die bei der bisherigen Konzentrationsplanung 

(neben dem reinen Eignungsgebiet nach § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 ROG 2017) verbreitet zum 

Einsatz kamen, nach dem neuen Windenergieplanungsrecht nicht mehr für eine Ausweisung 

von Windenergiegebieten in Betracht, denn die Ausrichtung auf eine reine „Positivplanung“ 

in Abkehr von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (vgl. § 249 Abs. 1 BauGB) spricht dagegen, auch 

die Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung zu den Windenergiegebieten i.S.d. § 2 Nr. 1 lit. a 

WindBG zu zählen.23 

 

2. Keine Gefährdung des Vorranggebiets durch die außergebietliche Zulassung von Anlagen 

Die lediglich innergebietliche Ausschlusswirkung der Vorranggebiete nach § 7 Abs. 3 Satz 2 

Nr. 1 ROG spricht grundsätzlich dagegen, dass eine Zulassung von Windenergieanlagen 

außerhalb der vorgesehenen Windenergie-Vorranggebiete überhaupt Anlass für die von § 36 

Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW – und ebenso § 12 Abs. 2 Satz 1 ROG – vorausgesetzte 

Befürchtung geben kann, die Durchführung der Planung werde unmöglich gemacht oder 

wesentlich erschwert. 

                                                                                                                                                         
Stand: Juni 2024, § 7 ROG 2017 Rn. 124; Grotefels, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, § 7 Rn. 53; Goppel, in: 

Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 2. Aufl. 2018, § 7 Rn. 68 ff. 

19 Vgl. auch Beschl. v. 20.8.1992 – 4 NB 20.91, BVerwG, Urt. v. 19.7.2001 – 4 C 4.00, BVerwGE 90, 329 (337); 

BVerwGE 115, 17 (22); Grotefels, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, § 7 Rn. 51; Goppel, in: Spannowsky/Run-

kel/Goppel, ROG, 2. Aufl. 2018, § 7 Rn. 67. 

20 Dementsprechend wurde es ganz überwiegend als ungeeignet angesehen, die Ausschlusswirkung nach § 35 

Abs. 3 Satz 3 BauGB herbeizuführen; vgl. etwa Gatz, Windenergieanlagen in der Verwaltungs- und 

Gerichtspraxis, 2. Aufl. 2019, Rn. 164; Grotefels, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, § 7 Rn. 55 m.w.N.; zum 

Erfordernis einer auf den außergebietlichen Ausschluss zielenden Festlegung auch BVerwG, Urt. v. 13.3.2003 – 

4 C 4.02, BVerwGE 118, 33 (37). Zur Sicherungsfunktion des Vorranggebiets eingehend Dallhammer, in: 

Cholewa/Dyong/von der Heide/Arenz, Raumordnung in Bund und Ländern, Stand: Juni 2024, § 7 ROG 2017 

Rn. 119; Spannowsky, in: Bielenberg/Runkel/Spannowsky, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des 

Bundes und der Länder, Stand: Juni 2024, M § 7 ROG 2017 Rn. 93. 

21 BT-Drs. 20/2355, S. 33; Scheidler, Windenergieanlagen an Land. Das Planungs- und Zulassungsrecht in 

Zeiten einer beschleunigten Energiewende, 2023, Rn. 26; Kment, Eine neue Ära beim Ausbau von 

Windenergieanlagen. Das aktuelle Wind-an-Land-Gesetzespaket in der Analyse, NVwZ 2022, 1153 (1156); St. 

Wagner, Auswirkungen des Gesetzespakets zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von 

Windenergieanlagen an Land auf die Planungspraxis nach BauGB und ROG, UPR 2023, 361 (361, 364). 

22 Vgl. auch Grotefels, Vorrang für die Windenergie in der Regionalplanung, EurUP 2024, 58 (65); Meurers, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand: 154. Lfg. April 2024, § 249 Rn. 39.  

23 Darauf deutet auch § 7 Abs. 3 Satz 6 ROG hin, wonach auf die raumordnungsplanerische Ausweisung von 

Windenergiegebieten u.a. nicht § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG, sondern § 27 Abs. 4 ROG Anwendung finden soll.  
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Diese „Befürchtung“ umschreibt das – für die vorläufige Untersagung ebenso wie für andere 

Plansicherungsinstrumente zu fordernde – Sicherungsbedürfnis.24 Es ist eine Prognose anzu-

stellen, aus der sich objektive Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Plan- bzw. Zielverwirk-

lichung ergeben müssen;25 hierfür muss die ggf. zu untersagende raumbedeutsame Planung 

oder Maßnahme in Widerspruch zu dem künftigen Raumordnungsziel stehen.26 Ist aber Inhalt 

der planerischen Festlegung im Falle eines Vorranggebiets für die Windenergienutzung ledig-

lich der innergebietliche Ausschluss der Windenergiegewinnung zuwiderlaufender Raumnut-

zungen und Raumfunktionen, so wird die Verwirklichung dieses planerischen Anliegens 

durch eine Zulassung von Windenergieanlagen außerhalb des Vorranggebiets nicht gefährdet; 

diese löst mangels außergebietlicher Ausschlusswirkung kein Sicherungsbedürfnis aus.27 

Zwar soll durch die Ausweisung der neuen Windenergiegebiete letztlich die – dem 

Ausschluss nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB faktisch zumindest nahe kommende28 – 

„Entprivilegierung“ nach § 249 Abs. 2 BauGB erreicht werden. Diese ist aber nach § 249 

Abs. 2 Satz 3 BauGB eine bloß indirekte gesetzliche Folge der Planung – genau genommen 

nicht der Planung, sondern der Feststellung der Flächenzielerreichung nach § 5 WindBG.29 

Diese gesetzliche Folge kann aber weder Gegenstand der planerischen Festlegung noch der 

Plansicherung sein. Zu Recht hat insoweit auch das Oberverwaltungsgericht für das Land 

Nordrhein-Westfalen betont, die Plansicherungsinstrumente könnten allein die Inhalte der 

Planung, nicht aber außerhalb der Planung liegende Interessen oder „Fernziele“ schützen.30 

Denn die Plansicherungsinstrumente haben ihre Rechtfertigung ausschließlich in der Planung, 

und die Verknüpfung von Planungsziel und Sicherungsbedürfnis ist letztlich Ausfluss des 

rechtsstaatlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, aus dem sich ableiten lässt, dass 

                                                 
24 Zur Veränderungssperre nach § 14 BauGB etwa BVerwG, Urt. v. 10.9.1976 – IV C 39.74, BVerwGE 51, 121 

(128); Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand: 154. Lfg. April 2024, § 14 Rn. 52; zur 

Zurückstellung nach § 15 BauGB eingehend Sennekamp, in: Brügelmann (Begr.), BauGB, Stand: 130. Lfg. April 

2024, § 15 Rn. 24 ff. 

25 Hager, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, § 12 Rn. 50; Goppel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 2. Aufl. 

2018, § 12 Rn. 22; Schmitz, in: Bielenberg/Runkel/Spannowsky, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des 

Bundes und der Länder, Stand: Juni 2024, § 12 ROG 2017 Rn. 73; Kerkmann, in: Cholewa/Dyong/von der Hei-

de/Arenz, Raumordnung in Bund und Ländern, Stand: Juni 2024, § 12 ROG 2017 Rn. 36 f.; zur § 15 BauGB 

auch Kümper, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, 5. Aufl. 2024, § 10 Rn. 50. 

26 Einen „eindeutigen“ Widerspruch fordert Bäumler, in: Cholewa/Dyong/von der Heide/Arenz, Raumordnung in 

Bund und Ländern, Stand: Juni 2024, § 14 ROG 2008 Rn. 19. 

27 Ebenso zu § 12 Abs. 2 ROG Agatz, Windenergie-Handbuch, 19. Ausgabe März 2023, S. 426; vgl. ferner 

Kümper, Die Überleitungsvorschriften des neuen Windenergieplanungsrechts in § 245e BauGB – Systematik 

und offene Fragen, NuR 2024, 649 (657). 

28 Vgl. hierzu auch BVerfG, Beschl. v. 27.9.2022 – 1 BvR 2661/21, BVerfGE 163, 1 Rn. 74; Kment, Eine neue 

Ära beim Ausbau von Windenergieanlagen. Das aktuelle Wind-an-Land-Gesetzespaket in der Analyse, NVwZ 

2022, 1153 (1157); nachdrücklich gegen diesen Vergleich jedoch zu § 36 Abs. 3 LPlG NRW – unter Hinweis 

auf § 2 Satz 2 EEG – OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24. AK, juris, Rn. 50 ff. 

29 Die gesetzliche Folge betonend auch etwa der Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung und Beschleunigung des 

Ausbaus von Windenergieanlagen an Land, BT-Drs. 20/2355, S. 33; Scheidler, Neuausrichtung der planerischen 

Steuerung von Windkraftanlagen durch das Wind-an-Land-Gesetz, UPR 2022, 321 (326); Meurers, „Wind-an-

Land-Gesetz“: Einführung in die Neuordnung des Planungsrechts zur Ausweisung von Windenergiegebieten, 

UPR 2023, 41 (42, 45). 

30 NRW OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24. AK, juris, Rn. 42, 49. 
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Plansicherungsinstrumente als Eingriffsmaßnahmen einer Rechtfertigung bedürfen und nur so 

lange aufrechterhalten werden dürfen, wie diese Rechtfertigung gegeben ist.31 

Eine Beeinträchtigung der Plandurchführung i.S.d. § 36 Abs. 3 Satz 2 LPlG NRW durch die 

Zulassung von Windenergieanlagen außerhalb der künftigen Windenergie-Vorranggebiete 

lässt sich auch nicht mit der Abwägungsrelevanz jener Anlagen für die Windenergieplanung 

begründen.32 Zwar trifft es zu, dass in dem von § 36 Abs. 3 LPlG NRW geschützten 

Planungsstadium der Abwägungsprozess noch nicht abgeschlossen ist und der räumliche 

Zuschnitt des beabsichtigten Windenergiegebiets noch nicht endgültig feststeht.33 Die bloße 

etwaige Abwägungsrelevanz genügt aber für die Begründung des Sicherungsbedürfnisses 

noch nicht; vielmehr verlangt § 12 Abs. 2 Satz 1 ROG die Befürchtung, die 

Zielverwirklichung werde unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert.34 Auch bei einem 

räumlich noch nicht abschließend festgelegten Vorranggebiet für die Windenergienutzung 

kann die Verwirklichung dieses künftigen Raumordnungsziels durch eine Zulassung von 

Windenergieanlagen nicht beeinträchtigt werden: Liegt die Anlage nach Abschluss der 

Planung außerhalb des Gebiets, setzt sie sich mangels außergebietlicher Ausschlusswirkung 

nicht in Widerspruch zur Zielfestlegung; liegt die Anlage nach Abschluss der Planung 

innerhalb des Vorranggebiets, so läuft sie der innergebietlichen Ausschlusswirkung zulasten 

mit der Windenergiegewinnung nicht zu vereinbarender Nutzungen gerade nicht zuwider. 

Etwas anderes folgt auch nicht aus der Anrechnungsregelung des § 4 Abs. 1 Satz 3 

WindBG,35 die es gestattet, auf den Flächenbeitragswert nach Spalte 2 der Anlage zum 

WindBG auch solche Flächen anzurechnen, die keine Windenergiegebiete sind, aber im 

Umkreis von einer Rotorblattlänge um eine bestehende Windenergieanlage liegen. Diese sog. 

faktischen Windenergiegebiete knüpfen an bereits errichtete Windenergieanlagen an, und für 

die Anrechenbarkeit der betreffenden Fläche verlangt § 4 Abs. 1 Satz 4 WindBG, dass die 

Anlage in Betrieb ist.36 Die Anrechnungsregelung des § 4 Abs. 1 Satz 3 WindBG bezieht sich 

also nicht auf die Zulassung neuer Windenergieanlagen, um die es bei einer etwaigen 

Untersagung nach § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW (oder § 12 Abs. 2 ROG) geht. Sie steht auch 

der Einbeziehung von Flächen, für die bereits Genehmigungen für Windenergieanlagen erteilt 

wurden, in die Ausweisung eines Windenergiegebiets nicht entgegen. 

                                                 
31 Vgl. zur bauplanungsrechtlichen Veränderungssperre § 17 Abs. 4 und Abs. 5 BauGB sowie Kuhla, Die 

Veränderungssperre in der Normenkontrolle, NVwZ 1988, 1084 (1086 ff.); Sennekamp, in: Brügelmann (Begr.), 

BauGB, Stand: 130. Lfg. April 2024, § 17 Rn. 66. 

32 So aber Beckmann, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und FDP: Fünftes Gesetz zur 

Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen – LT-Drs. 18/10884, S. 22 ff. 

33 Beckmann, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und FDP: Fünftes Gesetz zur 

Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen – LT-Drs. 18/10884, S. 23 ff. 

34 Vgl. auch OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24. AK, juris, Rn. 56: Eine ggf. notwendige 

Abwägung von Bestandsinteressen stelle „den planerischen Normalfall und keine erhebliche Erschwerung dar“. 

35 So aber Beckmann, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und FDP: Fünftes Gesetz zur 

Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen – LT-Drs. 18/10884, S. 24. 

36 Hierzu auch etwa Scheidler, Windenergieanlagen an Land. Das Planungs- und Zulassungsrecht in Zeiten einer 

beschleunigten Energiewende, 2023, Rn. 59; Meurers, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 

Stand: 154. Lfg. April 2024, § 249 Rn. 23. 
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Das von § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW (und ebenso § 12 Abs. 2 Satz 1 ROG) vorausgesetzte 

Sicherungsbedürfnis lässt sich bei den neuen „Positivplanungen“ auch nicht in besonderen 

Fällen einer Zulassung von Anlagen unmittelbar an der Grenze eines Windenergiegebiets mit 

der Erwägung begründen, diese Anlagen führten wegen der untereinander einzuhaltenden Ab-

stände dazu, dass innerhalb des Windenergiegebiets Anlagen nicht mehr in dem angestrebten 

Umfang errichtet werden dürften und die Gebietsausweisung deshalb nicht mehr umsetzbar 

wäre.37 Denn die Gebietsausweisung erschöpft sich in einer flächenmäßigen Bestimmung 

zum Geltungsbereich der Privilegierung (§ 249 Abs. 2 BauGB), ohne dass damit die Aussage 

verbunden wäre, dass innerhalb des Windenergiegebiets Anlagen in bestimmter Zahl oder an 

jeder Stelle zulassungsfähig sein müssten.38 Die Verwirklichung einer Zielfestlegung „Vor-

ranggebiet“, deren wesentliche Erschwerung mit der Plansicherung nach § 36 Abs. 3 Satz 1 

LPlG NRW (bzw. § 12 Abs. 2 ROG) unterbunden werden soll, liegt nach § 7 Abs. 3 Satz 2 

Nr. 1 ROG in der Sicherung des Gebiets für die „vorrangige“ Nutzung oder Funktion durch 

den innergebietlichen Ausschluss konkurrierender Raumansprüche. Im Umfeld des 

Windenergiegebiets zugelassene Anlagen stellen dieses Sicherungsanliegen nicht in Frage. 

Soweit mit Blick auf die „Standortvorsorgeplanung“ für Kraftwerke erwogen wurde, der Fest-

legung eines reinen Vorranggebiets (ohne Ausschlusswirkung) einen gewissen „Umgebungs-

schutz“ beizumessen,39 der einer von der Zielfestlegung abweichenden Standortwahl ggf. ent-

gegenstehen könnte, kommt allenfalls die Annahme einer Pflicht zur Berücksichtigung der 

vorranggebietsförmigen Standortplanung als öffentlicher Belang im Rahmen einer Abwä-

gungsentscheidung in Betracht.40 Denn der „Umgebungsschutz“ wird bei der Festlegung eines 

Vorranggebiets nach § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ROG nicht abschließend abgewogen und kann 

dementsprechend nicht an der Zielqualität teilhaben;41 somit kann er auch nicht im Wege der 

Untersagung nach § 12 Abs. 2 ROG gesichert werden. 

Bereits das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen hat überzeugend her-

vorgehoben, dass erst recht die Zulassung einer Einzelanlage kaum die von § 36 Abs. 3 Satz 1 

LPlG NRW geforderte „wesentliche“ Erschwerung der Zielverwirklichung bewirken kann, da 

                                                 
37 Ein Sicherungsbedürfnis in besonderen Einzelfällen, bspw. eines immissionsschutzrechtlichen Konflikts zwi-

schen außergebietlich zugelassenen Anlagen und geplanten Windenergiebereichen, als möglich erachtend aber 

OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24. AK, juris, Rn. 57. 

38 Zu dem rein flächenbezogenen Ansatz des „Wind-an-Land-Gesetzes“ kritisch Grotefels, Vorrang für die 

Windenergie in der Regionalplanung, EurUP 2024, 58 (68); Kment, Eine neue Ära beim Ausbau von 

Windenergieanlagen. Das aktuelle Wind-an-Land-Gesetzespaket in der Analyse, NVwZ 2022, 1153 (1156). 

39 So vor allem Franßen/Grunow, Bindungswirkungen der landesplanerischen Standortvorsorge für Großkraft-

werke in Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 2016, 11 (15 f.), die hiermit an Aussagen in OVG NRW, Urt. v. 

3.9.2009 – 10 D 121/07, DVBl. 2009, 1385 (1387) anknüpfen möchten; zur „Standortvorsorgeplanung“ 

grundlegend Blümel, Die Standortvorsorgeplanung für Kernkraftwerke und andere umweltrelevante 

Großvorhaben, DVBl. 1977, 301 ff. 

40 Für eine Berücksichtigungspflicht mit Blick auf die kommunale Bauleitplanung auch Franßen/Grunow, Bin-

dungswirkungen der landesplanerischen Standortvorsorge für Großkraftwerke in Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 

2016, 11 (15 f.). Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen käme allen-

falls die Berücksichtigung als unbenannter öffentlicher Belang i.S.d. § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB in Betracht.  

41 Zur Maßgeblichkeit der innergebietlichen Ausschlusswirkung für die Zielqualität des Vorranggebiets 

BVerwG, Urt. v. 13.3.2003 – 4 C 4.02, BVerwGE 118, 33 (38, 49); Grotefels, in: Kment (Hrsg.), ROG, 2019, § 

7 Rn. 54; Dallhammer, in: Cholewa/Dyong/von der Heide/Arenz, Raumordnung in Bund und Ländern, Stand: 

Juni 2024, § 7 ROG 2017 Rn. 120. 
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der Ausweisung des Vorranggebiets ein großräumiges regionalplanerisches Konzept zugrunde 

liegt.42 

Nach alledem bietet § 36 Abs. 3 Satz 1 LPlG NRW – ebenso wie § 12 Abs. 2 ROG – keine 

Grundlage für eine vorläufige Unterbindung der Zulassung von Windenergieanlagen 

außerhalb der aktuell im Raumordnungsplanverfahren befindlichen 

Windenergiegebietsausweisungen. Da § 36 Abs. 3 LPlG NRW somit das mit dieser Vorschrift 

verfolgte Regelungsanliegen nicht erfüllen kann, ist die Aufhebung entsprechend dem 

Gesetzentwurf zu befürworten. 

 

 

 

 

                                                 
42 OVG NRW, Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 727/24. AK, juris, Rn. 57 ff., 68 ff. 


